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Die Artikel Nummern in den revidierten gemeindeeigenen Bau- und Zonenreglementen kön-

nen sich von denjenigen des Musterbaureglements unterscheiden, weshalb in vorliegender 

Planungshilfe die Artikelbezeichnung in Textform als Schlüssel verwendet wird. 

1 Ziel der Planungshilfe 

Die Planungshilfe Quartierplanung ergänzt das Muster-BZR der Obwaldner Gemeinden. Sie 

dient als Orientierungsrahmen für die Quartierplanung und richtet sich an: 

• die Obwaldner Gemeinden zur Orientierung bei der Formulierung von Anforderungen 

an Quartierplanpflichten im Rahmen der Ortsplanungsrevision, 

• die Planenden und Bauinteressierte zur Orientierung beim Aufbau der Quartierpläne 

und der Formulierung von stufengerechten Quartierplan-Inhalten und 

• die Bauverwaltungen zur Orientierung bei der Begleitung und Prüfung von Quartier-

plänen als Checkliste. 

2 Zweck und Anwendung der Quartierplanung 

2.1 Zweck 

Quartierpläne (QP) bezwecken eine siedlungsgerechte, architektonisch und erschliessungs-

mässig sehr gute, der baulichen und landschaftlichen Umgebung angepasste Überbauung von 

zusammenhängenden Gebieten. Bei Wohnüberbauungen ist den Erfordernissen der Wohnhy-

giene und der Wohnqualität in besonderem Mass Rechnung zu tragen (Art. 32 PBG). 

Quartierpläne regeln in Ergänzung und Verfeinerung der Bau- und Zonenordnung die Bebau-

barkeit von Teilgebieten der Bauzonen und weiteren Nutzungszonen gemäss Art. 18 Abs. 1 

RPG (Art. 33 Abs. 1 PBG). Wo es die Verhältnisse rechtfertigen, kann ein Quartierplan mit Teil-

inhalt erlassen werden, der sich insbesondere auf Erschliessung, Baulinien oder Versorgungs- 

und Entsorgungsanlagen beschränkt (Art. 33 Abs. 4 PBG).  

2.2 Rechtsgrundlagen  

Als rechtliche Grundlage für Quartierpläne im Kanton Obwalden dienen: 

• das kantonale Planungs- und Baugesetz vom 04.12.2025 (Stand 01.03.2026) und 

• das Muster-Bau- und Zonenreglement der Obwaldner Gemeinden, Stand 23.03.2026. 
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2.2.1 Planungs- und Baugesetz 

Das Planungs- und Baugesetz des Kantons Obwalden regelt in den Artikeln 32 bis 42 folgende 

Punkte zur Quartierplanung: 

Artikel PBG Regelungs-Inhalt 

Art. 32 Zweck 

Art. 33 Inhalt und Verbindlichkeit 

Art. 34 Abweichungen von der Regelbauweise 

Art. 35 Genehmigungspflichtige Quartierpläne 

Art. 36 Umsetzung, Anpassung und Anmerkung im Grundbuch 

Art. 37 Einzureichende Unterlagen und nötige Angaben 

Art. 38 Verfahren: Erarbeitung und Vorprüfung 

Art. 39 Verfahren: Information, Mitwirkung und öffentliche Auflage 

Art. 40 Verfahren: Einsprachebehandlung 

Art. 41 Verfahren: Erlass, Genehmigung und Beschwerdebehandlung 

Art. 42 Verfahren: Änderung 

2.2.2 Muster-Bau-und-Zonenreglement (M-BZR) 

Das Muster-Bau-und-Zonenreglement der Obwaldner Gemeinden macht den Gemeinden mit 

den nachfolgenden Artikeln in Ergänzung zum Planungs- und Baugesetz Regelungsvorschläge 

zu folgenden Inhalten: 

Regelungs-Vorschlag 

Artikel «Gebiete mit Quartierplanpflicht» 

Artikel «Mindestflächen» 

Artikel «Abweichungen von der Regelbauweise» 

Artikel «Umsetzung und Anpassung» 

Artikel «Einzureichende Unterlagen» 

Die Obwaldner Gemeinden haben sich geeinigt, eine einheitliche Struktur und gleich lautende 

Regeln für Belange anzuwenden, die nicht im Ermessensspielraum der Gemeinden liegen. Wo 

Ermessens- und Gestaltungsspielraum besteht, können die Gemeinden auf das Instrumenta-

rium des M-BZR zurückgreifen, Masse können für Zonen und Quartiere individuell festgelegt 

werden. Im M-BZR sind ausserdem weiterführende Bestimmungen enthalten, die optional an-

gewendet werden können.   
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2.3 Merkblätter und Arbeitshilfen 

Folgende Merkblätter und Arbeitshilfen werden für die Erarbeitung von Quartierplänen zum 

Beizug empfohlen: 

• Botschaft des Regierungsrats zum PBG 29. April 2025  

2.4 Anwendung der Quartierplanung 

Für die Anwendung der Quartierplanung sind zwei Fälle zu unterscheiden: 

• Es besteht eine Quartierplanpflicht oder 

• die Mindestfläche für die Erstellung eines Quartierplans ist erreicht. 

2.4.1 Quartierplanpflicht 

Das PBG gibt den Gemeinden mit Art. 21 Abs. 2 lit. b PBG die Möglichkeit, in Bauzonen und 

weiteren Nutzungszonen gemäss Art. 18 Abs. 1 RPG Gebiete mit Quartierplanpflicht zu be-

zeichnen. Die Gemeinden haben damit die Möglichkeit, in ihren Zonenplänen und Bau- und 

Zonenreglementen festzulegen, ob in einzelnen Gebieten die Überbauung auf jeden Fall einen 

Quartierplan voraussetzt. Dies müsste aufgrund der besonderen Verhältnisse (Anforderungen 

an die Erschliessung, Landschafts- oder Ortsbildschutz, Siedlungserneuerungsgebiete, Sied-

lungserweiterungsgebiete usw.) gerechtfertigt sein. Das Muster-BZR der Obwaldner Gemein-

den macht den Gemeinden mit dem Artikel «Gebiete mit Quartierplanpflicht» einen Vorschlag 

zur Umsetzung. 

2.4.1.1 Quartierplanpflicht definieren  

Gebiete bezeichnen 

Die Bezeichnung einer Quartierplanpflicht empfiehlt sich für Gemeinden basierend auf einer 

vorgängigen Analyse oder einem strategischen Instrument, wie z. B. dem Masterplan Siedlung 

und Verkehr, vor allem in: 

• Innentwicklungsgebieten, 

• Entwicklungsgebieten und grösseren Bauzonenreserven sowie 

• Gebieten mit speziellen Anforderungen. 

Anforderungen formulieren 

Im M-BZR-Artikel «Abweichungen von der Regelbauweise» sind Kriterien aufgeführt, wie das 

gemäss PBG geforderte bessere Ergebnis erreicht werden kann. Weiter empfiehlt es sich zu 

prüfen, ob für Gebiete mit Quartierplanpflicht generell zusätzliche gemeindespezifische bzw. 

höhere qualitative Anforderungen an die Bebauung und Entwicklung im Bau- und Zonenregle-

ment verankert werden sollen. Die Umsetzung ist sowohl im Bau- und Zonenreglement an sich 

als auch in dessen Anhang in Kombination mit den gebietsbezogenen Anforderungen (siehe 

nächster Abschnitt) denkbar. 
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Darüber hinaus liegt der entscheidende Vorteil für Gemeinden darin, mit der Quartierplan-

pflicht gebietsspezifisch zusätzliche bzw. höhere qualitative Anforderungen an die Bebau-

ung und Entwicklung verankern zu können (M-BZR-Artikel «Gebiete mit Quartierplanpflicht»). 

Das Muster-Bau- und Zonenreglement schlägt den Gemeinden weiter vor, die Kompetenz zur 

Forderung von Varianzverfahren im Bau- und Zonenreglement und einer möglichen finanziel-

len Beteiligung durch die Gemeinde zu verankern. Es ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, 

dass je nach Grösse des Projekts bzw. Gebiets die frühzeitige enge Begleitung der Projektie-

rung eine Alternative zu einem aufwändigen Varianzverfahren darstellt, die ebenfalls zu einem 

qualitätsvollen Projekt und einem besseren Ergebnis führen kann. Die Installation eines be-

gleiteten Verfahrens, in dem die Projektierung bei Bedarf von Beginn an von ausgewiesenen 

Fachpersonen der Architektur, des Städtebaus, der Landschaftsarchitektur und der Verkehrs-

planung begleitet wird, hat sich vielerorts bewährt.  

Die Anforderungen an Gebiete mit Quartierplanpflicht sind durch die Gemeinden spezifisch 

zu definieren. Sie können folgende Themen betreffen (Aufzählung nicht abschliessend, siehe 

auch Abs. 4.4 dieser Planungshilfe):  

• Planungszweck und Art der Nutzung 

• Orts- und Städtebau, Baumasse 

• Gestaltung und Eingliederung 

• Mobilität und Erschliessung 

• Freiraum und Aussenraum, ökologische Vernetzung  

• Sozialraum  

• Energie, Ver- und Entsorgung 

• Klimaanpassung 

• Naturgefahren  

• Lärmschutz 

• Etappierung 
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2.4.1.2 Bedeutung für Planende 

Ist ein Gebiet im Zonenplan und dem dazugehörigen Bau- und Zonenreglement mit einer 

Quartierplanpflicht belegt, wird für die Realisierung von Neubauten das Bestehen eines dem 

übergeordneten Recht entsprechenden bewilligten Quartierplans vorausgesetzt. Die von der 

Gemeinde formulierten Anforderungen sind darin zwingend umzusetzen. Bestehende Bauten 

können im Rahmen der Bestandesgarantie auch ohne Quartierplan umgebaut werden.  

Planenden wird empfohlen, frühzeitig Kontakt mit der jeweiligen Bewilligungsbehörde aufzu-

nehmen, um die Projektierung und die Anforderungen aufeinander abzustimmen. 

2.4.2 Mindestfläche 

Das PBG beauftragt die Gemeinden mit Art. 33 Abs. 2 PBG eine Mindestfläche für einen Quar-

tierplan festzulegen. Das Muster- Bau- und Zonenreglement lässt die Mindestfläche frei, 

schlägt den Gemeinden mit Artikel «Mindestflächen» jedoch vor, die Mindestfläche für Quar-

tierpläne wie folgt zu differenzieren: 

• bei Nachverdichtung im weitgehend überbauten Gebiet oder 

• in unüberbauten Gebieten. 

2.4.2.1 Mindestfläche definieren 

Die Mindestflächen sind durch die Gemeinden festzulegen, wobei eine weitere Differenzierung 

nach Zonen möglich ist. Gleichzeitig kann für bestimmte Zonen oder Gebiete geregelt werden, 

dass keine oder nur bestimmte Abweichungen von der Regelbauweise zulässig sind. Es wird 

empfohlen, für qualitative Nachverdichtungen eine kleinere Mindestfläche als für unüberbaute 

Gebiete festzulegen, ab der mit einem Quartierplan von der Regelbauweise abgewichen wer-

den darf. Jedoch muss die Fläche ausreichend gross sein, damit die Erarbeitung eines Quar-

tierplans ihren Zweck erfüllt und neben der Bauweise verschiedene Aspekte wie Erschliessung, 

Parkierung, Freiraumgestaltung sowie der Einbezug von bereits überbauten Flächen geregelt 

werden können. Ein Quartierplan soll grundsätzlich ein siedlungsgestalterisch sehr gutes Ge-

samtergebnis erwirken, daher wird als Richtwert eine Mindestfläche von 3'000 m2 empfohlen. 

Kleinstflächen oder nicht zusammenhängende Gebiet eignen sich definitionsgemäss nicht für 

Quartierpläne.   

2.4.2.2 Bedeutung für Planende 

Wird die Bebauung bzw. Weiterentwicklung eines zusammenhängenden Gebiets angestrebt, 

ist die von der Gemeinde vorgegebene Mindestfläche für Quartierpläne zu überprüfen. Erreicht 

die Fläche des zusammenhängenden Gebiets den Wert der vorgegebenen Mindestfläche, kann 

ein Quartierplan erarbeitet werden. Mit einem Quartierplan können dann – falls gemäss Zo-

nenbestimmungen des kommunalen BZR zulässig –Abweichungen von der Regelbauweise ge-

mäss Art. 34 PBG erwirkt werden, sofern ein siedlungs- und landschaftsgestalterisch besseres 

Ergebnis erzielt wird und dem keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen.  
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2.5 Abweichung von der Regelbauweise  

Innerhalb eines Quartierplans kann gemäss Art. 34 PBG abgewichen werden: 

• von den baugesetzlichen Mindestabständen sowie  

• von der Gesamt- bzw. Fassadenhöhe (um max. 3.5 m) und 

• von der Gebäudelänge (um max. ein Drittel),  

wenn ein siedlungs- und landschaftsgestalterisch besseres Ergebnis erzielt wird, Abweichun-

gen in dieser Zone bzw. in diesem Gebiet zulässig sind, die zonengemässe Nutzungsart einge-

halten ist und keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen. Den Gemeinden 

steht es frei, zusätzlich zu den oben aufgeführten weitere Abweichungen von der Regelbau-

weise im Bau- und Zonenreglement festzulegen, wenn die obigen Voraussetzungen eingehal-

ten werden. Von Abweichungen ausgeschlossen sind Quartierpläne mit Teilinhalten, da in der 

Mehrheit der Fälle die Komplexität der Planungsaufgaben und die Vielschichtigkeit der Frage-

stellungen einen umfassenden Quartierplan erfordern.  

Das M-BZR schlägt mit dem Artikel «Abweichungen von der Regelbauweise» vor, wie die Ge-

meinden die Vorgaben für eine Abweichung von der Regelbauweise im Bau- und Zonenregle-

ment verankern können. Es wird den Gemeinden empfohlen, konkrete Qualitätskriterien im 

Bau- und Zonenreglement zu verankern, die für die Beurteilung von Abweichungen im Sinne 

einer Checkliste herangezogen werden können. Folgende Kriterien werden vorgeschlagen und 

sind im QP zu verankern, um das «bessere Ergebnis» mit einer guten bis sehr guten Gesamt-

wirkung zu erreichen: 

• Durch hohe Anforderungen an Architektur und Städtebau wird eine qualitätsvolle bau-

liche Verdichtung erreicht, die sich durch eine hochwertigere Gestaltung sehr gut in 

das Ortsbild und die Umgebung einordnet; 

• die Bauten werden in nachhaltiger Bauweise erstellt und möglichst kompakt konzipiert 

mit einem hohen Anteil an nicht unterbauter Fläche;  

• die Nutzungsdichte wird effektiv erhöht; 

• es werden vielfältig nutzbare, möglichst zusammenhängende und gut gestaltete Frei-

flächen und Aufenthaltsbereichen vorgesehen (für Mindestmasse und Qualitätsanfor-

derungen vgl. Planungshilfe zum Muster-BZR: Freiflächen und Umgebungsgestaltung); 

• es wird im Sinn des ökologischen Ausgleichs ein grösserer qualitätsvoller Beitrag zum 

Erhalt bzw. zur Förderung der Biodiversität geleistet als mit der Regelbauweise (vgl. 

Planungshilfe zum Muster-BZR: Ökologischer Ausgleich); 

• die Anlagen für die Abstellplätze sind platzsparend angeordnet und es ist eine Ladeinf-

rastruktur für die Elektromobilität vorgesehen; 

• die Abstellflächen für Velos, Kinderwagen u. dgl. sind grosszügig bemessen, bevorzugt 

angeordnet und gut zugänglich; 

• es sind attraktive Gemeinschaftsräume sowie gemeinschaftlich nutzbare Aussenräume 

zu realisieren (für Bedarfsermittlung und Qualitätsanforderungen vgl. Planungshilfe 

zum Muster-BZR: Spiel- und Gemeinschaftsflächen);  



Quartierplanung 

Planungshilfe in Ergänzung zu den kommunalen Bau- und Zonenreglementen der Obwaldener Gemeinden  

11 

 

• der Fuss- und Veloverkehr ist zweckmässig organisiert, direkte und komfortable An-

schlüsse an das gemeindliche Netz werden sichergestellt oder öffentliche Verbindun-

gen durch das Areal werden gewährleistet; 

• die gesetzlichen Energievorschriften werden übertroffen, und das Potenzial zur Gewin-

nung erneuerbarer Energie wird bestmöglich ausschöpft; 

• es werden Massnahmen für eine nachhaltige Mobilität umgesetzt; bei grösseren Über-

bauungen wird ein Mobilitätskonzept empfohlen; 

• es werden Massnahmen zur Förderung von bezahlbarem Wohnraum umgesetzt.  

Ein Quartierplan darf nicht nur dazu dienen, die bestehenden Bauvorschriften zu umgehen, 

sondern er muss eine qualitativ überlegene, gesamthaft überzeugende Planungslö-

sung bieten, und zwar durch eine hochwertige Architektur und Freiraumgestaltung, Umwelt- 

und Energievorteile, funktionale Vorteile bezüglich Erschliessung und Nutzungsmix sowie ins-

gesamt einen gesamtplanerischen Mehrwert im Vergleich zur kleinteiligen Regelbauweise.  

Die verankerten Qualitätskriterien sind neben den Planungsgrundsätzen von Art. 3 RPG im 

Planungsbericht zum Quartierplan zu behandeln, um die Abweichungen von der Regelbau-

weise zu begründen. 

Die Gemeinden können für Quartierpläne das Mass der zulässigen Abweichungen einschrän-

ken, beispielsweise um die Quartierstrukturen zu erhalten (wie z. B. durch die Einschränkung 

der Anzahl Wohneinheiten in Mehrfamilienhäusern innerhalb Einfamilienhausquartieren). Eine 

Musterbestimmung dazu findet sich im Artikel «Abweichungen von der Regelbauweise» M-

BZR.   
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Beispiel Quartierplan «Untere Allmänd», Sarnen (Stand Februar 2025): 

Situationsplan mit Richtprojekt Umgebung: 

 

Visualisierung Richtprojekt mit Umgebung: 

 

Vorbildlich ist die qualitativ überlegene, gesamthaft überzeugende Planungslösung des QP 

Untere Allmänd: Um ein siedlungs- und landschaftsgestalterisch besseres Ergebnis zu erzie-

len, wurde ein Wettbewerbsverfahren durchgeführt. So konnten sieben verschiedene Lö-

sungsvorschläge gegeneinander abgewogen werden. Die Beurteilung der Projekte erfolgte 

durch ausgewiesene Fachpersonen. Ausgewählt wurde das vorliegende Projekt, welches 

ortsbaulich und aussenräumlich überzeugte. Folgende besondere Merkmale des Projekts 

werden mit dem Quartierplan gesichert: 
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• die Lage an der Sarner Aa als identitätsstiftendes Qualitätsmerkmal;  

• die massstäbliche fein austarierte Geviertsvolumetrie, welche eine höhere Dichte 

erlaubt;  

• der sich zur Sarner Aa hin öffnende grosszügige Grünraum;  

• die hohe Wohn- und Aufenthaltsqualität, welche mit dem QP gesichert wird;    

• der sich mit dem offenen Hof verbindende Flussraum, welcher so einen hohen Grad 

an Öffentlichkeit erhält;   

• ein vielversprechendes attraktives und durchmischtes Wohnumfeld;   

• funktional durchdachte, gute Wohnungsgrundrisse;  

• eine attraktive biodiverse, naturnahe Aussenraumgestaltung.  

Es ist eine Wohn- und Gewerbeüberbauung geplant, die somit die zonengemässe Nutzungs-

art einhält. Mit der erhöhten Nutzfläche werden die raumplanerischen Zielsetzungen hin-

sichtlich eines haushälterischen Umgangs mit dem Boden und der Innenentwicklung nach 

innen sehr gut erfüllt.  

Die Energieeffizienz wird über die besonderen Bauvorschriften sichergestellt. Dem Quartier-

plan stehen keine überwiegenden Interessen entgegen, Anforderungen des öffentlichen 

Rechts wie z. B. Brandschutz und Umweltschutzgesetz werden eingehalten. Die mit dem QP 

beantragten Ausnahmen sind notwendig, um den hochwertigen Siedlungsentwurf als bes-

sere Gesamtlösung gegenüber der Regelbauweise umsetzen zu können. 
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3 Quartierplanverfahren 

3.1 Erlass und Genehmigungspflicht  

Quartierpläne werden von der Gemeinde oder von den Grundeigentümerschaften erarbeitet. 

Auf Gesuch der Grundeigentümerschaften, denen die Mehrheit des in den Quartierplan einzu-

beziehenden Bodens gehört, kann die Gemeinde den Quartierplan erarbeiten. Gemäss Art. 41 

Abs. 1 PBG erlässt der Gemeinderat Quartierpläne. Der Kanton Obwalden unterscheidet zwei 

verschiedene Verfahrensarten, je nachdem ob ein Quartierplan genehmigungspflichtig ist oder 

nicht:  

A. Der Gemeinderat erlässt den Quartierplan abschliessend.  

B. Ist ein Quartierplan gemäss untenstehender Aufzählung genehmigungspflichtig, so er-

lässt der Gemeinderat den Quartierplan und unterbreitet ihn zusammen mit einem Be-

richt dem Regierungsrat zur Genehmigung.  

Das PBG schreibt mit Art. 35 abschliessend vor, welche Quartierpläne durch den Regierungs-

rat zu genehmigen sind. Quartierpläne bedürfen einer Genehmigung durch den Regierungsrat, 

wenn: 

• eine Gesamthöhe von 16.0 m bei Gebäuden mit einem Flachdach oder eine Gesamt-

höhe von 20.0 m bei allen übrigen Dachformen überschritten wird; 

• die traufseitige Fassadenhöhe von 16.0 m überschritten wird; 

• die Gebäudelänge von 36.0 m überschritten wird; 

• Baulinien gemäss Art. 43 PBG begründet oder geändert werden, die kantonale Min-

destabstände unterschreiten; 

• Baubereiche nach Art. 44 PBG begründet oder geändert werden, die kantonale Min-

destabstände unterschreiten. 

Für Quartierpläne in Arbeitszonen besteht die Genehmigungspflicht hingegen nur, wenn die 

Gesamthöhe von 20.0 m überschritten oder Baulinien und Baubereiche begründet werden, mit 

denen kantonale Mindestabstände unterschritten werden. 

Wenn ein genehmigungspflichtiger Quartierplan geändert werden soll, gegen den keine Be-

schwerden erhoben wurden, erfolgt die Genehmigung der Änderungen gemäss Art. 42 

Abs. 2 PBG durch das Bau- und Raumentwicklungsdepartement. 
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3.2 Planungsprozess  

3.2.1 Erarbeitung Richtprojekt und qualitätssichernde Verfahren 

Wie in Abs. 2.1 dieser Planungshilfe beschrieben bezwecken Quartierpläne eine siedlungsge-

rechte, architektonisch und erschliessungsmässig sehr gute, der baulichen und landschaftli-

chen Umgebung angepasste Überbauung von zusammenhängenden Gebieten. Als raumplane-

risches Instrument dienen sie der Sicherung von Qualität. Die geforderte Qualität ist entspre-

chend vorab in einem Richtprojekt zu erarbeiten. 

Grundlage eines Quartierplans soll eine gut ablesbare und strukturierte Gesamtidee bilden, die 

den örtlichen Gegebenheiten entspricht und sich in die (meist gewachsene) Siedlungsstruktur 

in der Umgebung einfügt. Zu Beginn wird daher eine fundierte Analyse des Standorts, sowohl 

des Planungsperimeters wie auch seiner näheren Umgebung, in Bezug auf folgende Kriterien 

empfohlen: Topographie, städtebauliche Körnung, bauliche Dichte, architektonische Gestal-

tung, öffentliches Freiraumsystem, halböffentliche Freiräume, Umgebungsgestaltung und 

landschaftliche Gegebenheiten, System der verkehrlichen Erschliessung (MIV, Fuss- und Velo-

verkehr), Mobilität sowie Anbindung an die umliegenden Quartiere.  

Basierend auf der fundierten Analyse des Standorts ist ein Richtprojekt Städtebau, Architektur 

und Umgebung zu erarbeiten, das den Umgang mit den verschiedenen Themen gemäss Abs. 

4.4 dieser Planungshilfe abdeckt. Optimalerweise geht das Richtprojekt aus einem qualitätssi-

chernden Varianzverfahren hervor und wird von einem interdisziplinären Team bestehend aus 

den Disziplinen Architektur, Städtebau, Raumplanung, Landschaftsarchitektur und Verkehrs- 

bzw. Mobilitätsplanung erarbeitet. Die Gemeinde kann gemäss Art. 38 PBG die Durchführung 

eines Varianzverfahrens verlangen, wo es die Verhältnisse rechtfertigen. Die Wahl des quali-

tätssichernden Varianzverfahrens ist projektspezifisch und hängt von den jeweiligen örtlichen 

Verhältnissen sowie den beteiligten Akteuren ab. In jedem Fall hat die Beurteilung durch ein 

unabhängiges Fachgremium zu erfolgen, das die verlangten Fachdisziplinen abdeckt. Grund-

sätzlich können für die Ausarbeitung eines Richtprojekts folgende Verfahren empfohlen wer-

den: 

• Variantenstudium, 

• Workshopverfahren oder begleitetes Verfahren, 

• Testplanung, 

• Studienauftrag oder 

• Architekturwettbewerb. 

Zur besseren Verständlichkeit und zur Vorbeugung von Verfahrensverzögerungen durch Ein-

sprachen und Nachforderungen seitens Gemeinde ist in jeden Fall mindestens die Durchfüh-

rung und Dokumentation eines Variantenstudiums vorzuweisen. Ausserdem empfiehlt sich für 

Planende die frühzeitige Abstimmung mit der Gemeinde. Der Partizipationsprozess ist von Be-

ginn an und situativ mitzudenken, wobei je nach Projekt die direkte Nachbar- und Quartierbe-

wohnerschaft und/oder die gesamte Bevölkerung einzubeziehen sind.  



Quartierplanung 

Planungshilfe in Ergänzung zu den kommunalen Bau- und Zonenreglementen der Obwaldener Gemeinden  

16 

 

3.2.2 Erarbeitung Quartierplan 

Der Planungsprozess eines Quartierplans sieht gemäss Art. 38 bis 42 PBG wie folgt aus 

(Quelle: Leitfaden Quartierplanung, Sarnen 2013): 
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Phase A.1 - Vorbereitung/Entwurf Quartierplan: Die Erarbeitung eines Quartierplans 

wird von der Grundeigentümerschaft oder von der Gemeinde vorgenommen. Sie erfolgt in der 

Regel auf Basis des Richtprojekts nach Abs. 3.2.1 dieser Arbeitshilfe. Bereits beim Entwurf des 

QP sind die künftige Parzellierung sowie die Überführung einzelner Quartierplaninhalte (wie 

Näherbau- oder Wegrechte) in private Dienstbarkeiten mitzudenken.  

Phase A.2 - Vorprüfung: Die Vorprüfung eines Quartierplans erfolgt durch die Gemeinde. 

Bei genehmigungspflichtigen Quartierplänen leitet sie diese an das Bau- und Raumentwick-

lungsdepartement weiter; dieses erstellt den Vorprüfungsbericht. Bei nicht genehmigungs-

pflichtigen Quartierplänen stellt die Gemeinde den Quartierplan im Rahmen der Vorprüfung 

dem Bau- und Raumentwicklungsdepartement zur Stellungnahme zu.  

Dauer: ca. 3-4 Monate  

Phase B - Mitwirkung: Gemäss Art. 39 PBG sind für Quartierpläne Information und Mitwir-

kung in geeigneter Form nach Art. 4 RPG vorgeschrieben. Demnach steht die Gemeinde in der 

Pflicht, die Bevölkerung über die Ziele und den Planungsablauf zum Quartierplan zu unterrich-

ten und dafür zu sorgen, dass die Bevölkerung in geeigneter Weise mitwirken kann. In der 

Form der Information und Mitwirkung ist die Gemeinde grundsätzlich frei. Ihr stehen beispiels-

weise nachfolgende Informations- und Mitwirkungsformen zur Verfügung, wobei alle Varian-

ten für die ganze Bevölkerung oder auf Einladung durchgeführt werden können. Die Aufzäh-

lung ist nicht abschliessend: 

Informationsformen Mitwirkungsformen 

Informationsveranstaltung  Regelmässiger Einbezug von Interessengruppen 

Begehung Workshop-Verfahren 

Sprechstunden Mitwirkungsbogen 

Informieren über Projekt- bzw. Gemeindewebseite E-Mitwirkung über Projekt- bzw. Gemeindewebseite 

Informieren über Flyer oder Informationsschreiben  

Informieren über Videobotschaften/Erklärvideos  

… … 

Dauer: ca. 2-4 Monate  

Phase C und D - Öffentliche Auflage und Behandlung Einsprachen: Nach Information 

und Mitwirkung gemäss Art. 4 RPG folgt die öffentliche Auflage. Die Gemeinde legt den Quar-

tierplan während 20 Tagen öffentlich auf und macht die Auflage im Amtsblatt bekannt. Innert 

Frist kann beim Gemeinderat Einsprache gegen den Quartierplan erhoben werden (vgl. Art. 39 

ff PBG).  

Dauer: ca. 4-6 Monate  

Phase E - Bewilligung und Genehmigung: Der Erlass des Quartierplans erfolgt mit dem 

Entscheid über nicht erledigte Einsprachen durch den Gemeinderat. Genehmigungspflichtige 

Quartierpläne werden im Anschluss dem Regierungsrat zur Genehmigung unterbreitet.  

Dauer: ca. 2-4 Wochen bzw. ca. 3-4 Monate  
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Phase F - Abschluss und Rechtskraft: Mit dem Erlass des Quartierplans erfolgt auch der 

Eintrag in den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB) sowie das 

Grundbuch. Privatrechtliche Dienstbarkeiten sind unabhängig vom Quartierplan separat im 

Grundbuch einzutragen.  

Anpassung und Aufhebung: Die Änderung eines Quartierplans erfolgt bei Bedarf nach den 

oben beschriebenen Verfahrensschritten gemäss Art. 38 ff PBG. Im Detail wird auf das PBG 

verwiesen.  

3.2.3 Umsetzung Quartierplan 

Liegt ein rechtskräftiger Quartierplan vor, kann nach dessen Inhalt projektiert und eine Baube-

willigung beantragt werden.  

Das PBG schreibt den Gemeinden dazu mit Art. 36 vor, eine Umsetzungsfrist für Quartierpläne 

zu setzen. Der Gesetzgeber will damit sicherstellen, dass keine Baubewilligungen auf Basis 

veralteter Quartierpläne erteilt werden. D. h. Baubewilligungen innerhalb eines Quartierplan-

perimeters können nur innerhalb der gesetzten Frist erteilt werden. Ist die Frist abgelaufen, ist 

eine Überprüfung und allenfalls eine Anpassung des Quartierplans Voraussetzung für eine 

Baubewilligung. Haben sich abgesehen von der gesetzten Umsetzungsfrist die planerischen 

Voraussetzungen wesentlich geändert, kann die Gemeinde die Anpassung oder Aufhebung ei-

nes Quartierplans verlangen bzw. selber vornehmen.  

Die Wahl der Frist obliegt den Gemeinden. Mit Artikel «Umsetzung und Anpassung» empfiehlt 

das Muster-BZR den Gemeinden grundsätzlich, eine Umsetzungsfrist von 10 Jahren nach 

Rechtskraft eines Quartierplans im Bau- und Zonenreglement zu verankern. Jedoch sollen 

auch abweichende Umsetzungsfristen in den Bauvorschriften zum Quartierplan vorgesehen 

werden können, um die jeweilige Situation optimal abzubilden. Optional empfiehlt das M-BZR 

den Gemeinden weiter, für Quartierpläne, mit deren Umsetzung noch nicht begonnen wurde, 

innert fünf Jahren eine Überprüfung verlangen zu können. Wird ein Quartierplans aufgehoben, 

wird der Eintrag aus dem Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 

(ÖREB) gelöscht. 

3.2.4 Gebühren 

Die Obwaldner Gemeinden erheben im Rahmen ihrer kommunalen Gebührenreglemente Ge-

bühren für die Prüfung und Genehmigung von Quartierplänen. 



Quartierplanung 

Planungshilfe in Ergänzung zu den kommunalen Bau- und Zonenreglementen der Obwaldener Gemeinden  

20 

 

4 Bestandteile und Inhalte von Quartierplänen 

4.1 Bestandteile 

Das PBG schreibt in Art. 37 vor, welche Unterlagen und Angaben mit einem Quartierplan ein-

zureichen sind. Im Artikel «Einzureichende Unterlagen» macht das Muster-BZR Vorschläge zu 

ergänzenden Unterlagen. Es sind dies folgende Dokumente: 

Dokument  Verbindlichkeit 

Situationsplan Architektur und Frei-
raum im Massstab 1:500 oder 1:200 

zwingend, Art. 37 PBG grundeigentümer- 
verbindlich 

Ergänzende Teilpläne im Massstab 
1:500 oder 1:200: 

• Detaillierter Umgebungsplan 

• Erschliessungsplan inkl. Zufahr-
ten Rettungsfahrzeuge   

• Schnitte 

• Weitere Teilpläne 

nach Bedarf, 
Artikel «Einzureichende Un-
terlagen» M-BZR 

grundeigentümer- 
verbindlich 

Besondere Bauvorschriften zwingend, Art. 37 PBG grundeigentümer- 
verbindlich 

Erläuternder Bericht (Planungsbe-
richt nach Art. 47 RPV) und Berech-
nungen 

zwingend, Art. 37 PBG orientierend 

Modell nach Bedarf, Art. 37 PBG orientierend 

Lärmschutznachweis, weitere Nach-
weise wie Gutachten zu Hochwasser-
schutzmassnahmen, Fahrtenaufkom-
men, Voruntersuchungen Umweltver-
träglichkeitsprüfung usw.  

nach Bedarf, Art. 37 PBG orientierend 

Genereller Grundrissnachweis der 
Wohngeschosse im Massstab 1:200  
(ausser freistehende Einfamilienhäu-
ser) 

zwingend,  
Artikel «Einzureichende Un-
terlagen» M-BZR 

orientierend 

Gebäude- und Wohnungsverzeichnis zwingend,  
Artikel «Einzureichende Un-
terlagen» M-BZR 

orientierend 

Weitere Unterlagen wie Schattendia-
gramme, Visualisierungen, orientie-
rende Pläne usw. 

nach Bedarf,  
Artikel «Einzureichende Un-
terlagen» M-BZR 

orientierend 

Das Muster-BZR schlägt den Gemeinden ausserdem vor, in Arbeitszonen die geforderten Un-

terlagen und Nachweise individuell festzulegen. 

Im Planungsbericht ist der Bewilligungsbehörde nachvollziehbar und umfassend darzulegen, 

inwiefern der Quartierplan eine siedlungsgerechte, architektonisch und erschliessungsmässig 

sehr gute, der baulichen und landschaftlichen Umgebung angepasste Überbauung ermöglicht 

und welche spezifischen Inhalte er enthält. Werden Abweichungen von der Regelbauweise be-

antragt, so sind diese aufzulisten und es ist zu begründen, inwiefern ein besseres Ergebnis als 

mit der Regelbauweise erzielt werden kann.  
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4.2 Inhalt 

Zusätzlich zu den Bestandteilen schreibt Art. 37 Abs. 2 PBG vor, welche Angaben die Quartier-

plan-Unterlagen in der Regel zu enthalten haben (siehe auch Anhang A). Es sind dies: 

• Lage, Grösse und Zweckbestimmung der Bauten und Anlagen 

• Gestaltung der Bauten und Anlagen wie Dachformen, Firstrichtungen, Materialwahl, 

farbliche Gestaltung; 

• Bebaubarkeit durch Baulinien, Baubereiche oder Abstände; 

• Abweichungen von der Regelbauweise; 

• zulässige Höchst- und Mindestnutzung; 

• gemeinsame Anlagen wie Parkierungsanlagen, energietechnische Anlagen, Spielplätze 

und Gemeinschaftsräume; 

• verkehrsmässige Erschliessung inklusive Fuss- und Velowege, Feuerwehrzufahrten; 

• Anlagen zur Ver- und Entsorgung; 

• Anordnung, Gestaltung und Bepflanzung der Freiräume (Qualität Freiräume gemäss 

Planungshilfe zum Muster-BZR: Freiflächen und Umgebungsgestaltung); 

• Massnahmen für behindertengerechtes Bauen; 

• Landumlegung und Grenzbereinigung; 

• Etappierung. 

Zusätzlich können die Gemeinden in ihrem Bau- und Zonenreglement weitere Vorschriften er-

lassen und im Einzelfall zusätzliche Unterlagen oder Angaben verlangen. Den Verfassenden 

von Quartierplänen wird empfohlen, die Unterlagen und erforderlichen Angaben auf die aktu-

ellen Themen und Herausforderungen in Abs. 4.4 dieser Planungshilfe abzustimmen. 

Der Quartierplan muss verbindliche Regelungen enthalten, die einzeln oder in ihrer Zusam-

menwirkung zu einer besseren Lösung führen, die Siedlungsqualität gewährleisten und mit 

den Anforderungen übergeordneter Vorschriften und Pläne vereinbar sein müssen. Basis 

hierzu bilden die Erkenntnisse aus den Vorarbeiten, die Ziele der Gemeinde (Masterplan, BZR) 

und die Vorgaben gemäss PBG. Diese Regelungen normieren die besonderen baurechtlichen 

Rahmenbedingungen für künftige Überbauungen im Areal.  
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4.3 Checkliste für die Selbstprüfung 

Den Planverfassenden wird empfohlen, den erarbeiteten Quartierplan vor Eingabe zur Vorprü-

fung mit nachfolgender Checkliste zu kritisch überprüfen. Die aufgeführten Kriterien sollten 

allesamt positiv beurteilt werden können und entsprechende Regelungen im Quartierplan ver-

bindlich verankert werden. 

Die geplante Überbauung weist gegenüber der Normalbauweise wesentliche Vorteile auf.  

 - -/+ + 

Gut ablesbare und strukturierte Gesamtidee    

Den örtlichen Verhältnissen entsprechende Massstäblichkeit und ausgewogenes 
Verhältnis von Bauten und Freiräumen 

   

Optimale Einbindung in das städtebauliche Gefüge bzw. in die gewachsene Sied-

lungsstruktur und das Landschaftsbild 
   

 

Die geplante Überbauung entspricht den Anforderungen der nachhaltigen und klimaange-
passten Siedlungsentwicklung. 

 - -/+ + 

Berücksichtigung der Erkenntnisse des nachhaltigen Bauens    

Differenzierte Umgebungsgestaltung unter Berücksichtigung von Nachhaltig-
keitskriterien, vorhandener Landschaftselemente und Naturobjekte (gemäss Pla-
nungshilfe zum Muster-BZR Freiflächen und Umgebungsgestaltung) 

   

Möglichst hoher Anteil an sickerfähigen und begrünten Belägen    

Begrünung und Beschattung der Bauten und Freiräume mit standortgerechten, 
überwiegend einheimischen Bäumen, Sträuchern und Stauden  

   

Besondere Massnahmen zur Retention des Meteorwassers, Berücksichtigung der 
Erkenntnisse des Schwammstadt-Prinzips 

   

Flachdächer sind zu begrünen und für die Produktion von Solarenergie zu nutzen     

 

Die geplante Überbauung ist siedlungsgerecht, weist architektonische und wohnhygienische 
Qualitäten auf und gliedert sich gut in die bauliche und landschaftliche Umgebung ein.  

 - -/+ + 

Überdurchschnittliche, sich in das Orts- und Landschaftsbild einordnende, archi-
tektonische Qualität 

   

Klares Konzept von öffentlichen, gemeinschaftlichen und privaten Bereichen sowie 
der städtebaulichen Übergangsbereiche 

   

Geschickte Situierung der Bauten bezüglich Emissionen und Besonnung    

Zusammenfassen der internen Lärmzonen (Nasszellen, Küchen, Treppenhäuser, 
Lifte, Leitungsschächte) 

   

Optimale Eingliederung der Bauten und der Erschliessung in das natürliche Ter-
rain und deren Vegetation 
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Die geplante Überbauung weist grössere zusammenhängende Grünflächen und viele Bäume 
sowie abseits von verkehrsorientierten Strassen gelegene Spielplätze und andere Freizeitan-

lagen auf, die das gemäss BZR geforderte Mindestmass übersteigen. 

vgl. auch Planungshilfe Freiflächen und Umgebungsgestaltung sowie Planungshilfe 
Spiel und Gemeinschaftsflächen 

- -/+ + 

Detaillierter und verbindlicher Umgebungsplan    

Bezug zu und Vernetzung mit den Grünräumen der weiteren Umgebung    

Spielplätze für verschiedene Altersstufen mit gutem Bezug zu den Wohnungen, 
zusammenhängende Spielflächen 

   

Angemessener Anteil an witterungsunabhängig nutzbaren Spiel-, Freizeit- und Ge-
meinschaftsbereichen 

   

Treffpunkte für Erwachsene im Freien    

 

Die Flächen für den Fussgänger- und Veloverkehr sowie die vorgeschriebenen Abstellflächen 
für Fahrzeuge, einschliesslich Garagen, sind zweckmässig angelegt, eine nachhaltige Mobili-
tät wird gefördert. 

 - -/+ + 

Anordnung der Parkierungsanlagen möglichst als Gemeinschaftsanlage unter Ter -

rain  
   

Möglichst direkte Anbindung an das übergeordnete Strassennetz    

Gewährleisten eines optimalen Verkehrsablaufs auf den betroffenen und angren-
zenden Parzellen, insbesondere an den Schnittstellen zum öffentlichen Grund 

   

Gut zugängliche und gedeckte Standorte für die Parkierung von Zweirädern und 
fahrzeugähnlichen Geräten (Motorräder, Velos, Lastenvelos, Trottinetts, Kinder-

wagen, Rollatoren usw.) 

   

Attraktive und kurze Wegverbindungen innerhalb der Siedlung mit Anbindung an 
das kommunale Wegnetz 

   

Gute komfortable, hindernisfreie Erschliessung der Wege und Zufahrten etc.     

Sicherstellen der Verkehrsflächen für einen optimalen Betriebsablauf und Anliefe -
rung/Zufahrt Feuerwehr 

   

Optimale gebäudeinterne Erschliessungsmöglichkeiten    

Massnahmen zur Förderung nachhaltiger Mobilität (z. B. durch die Installation von 
E-Ladestationen, Mehrfachnutzung der Parkplätze, Car-Sharing-Angebote usw.)   

   

 

Es werden besondere Massnahmen zum Energiesparen getroffen 

 - -/+ + 

Berücksichtigung alternativer Energiequellen    

Zentralisierte Wärmeversorgung/Anschluss an Wärmeverbund    

Weitere wärmeenergetische, überdurchschnittliche Massnahmen    
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4.4 Aktuelle Themen und Herausforderungen 

Die Anforderungen und Herausforderungen in den Obwaldner Gemeinden sind individuell und 

können sich von Quartierplan zu Quartierplan unterscheiden. Die zu klärenden Fragen und zu 

regelnden Inhalte in Plan und Vorschriften in einem Quartierplan können daher sehr breit ge-

fächert sein. Es wird davon ausgegangen, dass nachfolgende aktuelle Themen und Herausfor-

derungen alle Quartierpläne in Obwalden (in unterschiedlicher Tiefe) betreffen. Es wird erwar-

tet, dass sämtliche Quartierpläne die nachfolgenden Themen berücksichtigen und situativ ei-

nen optimalen Umgang mit den entsprechenden Herausforderungen finden: 

• Orts- und Städtebau 

• Nachhaltiges Bauen 

• Freiraum und Aussenraum, Siedlungsökologie  

• Abstimmung Siedlung und Verkehr, nachhaltige Mobilität  

• Sozialraum 

• Energie 

• Klimaanpassung 

suisseplan Ingenieure AG raum + landschaft 

Gabriele Horvath, Melanie Germann 
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Anhang A 

Besondere Bauvorschriften – mögliche Struktur 

  



Quartierplanung 

Planungshilfe in Ergänzung zu den kommunalen Bau- und Zonenreglementen der Obwaldener Gemeinden  

 

 

Besondere Bauvorschriften – mögliche Struktur 

1. Einleitende Bestimmungen 

Art. 1 Zweck 

Art. 2 Geltungsbereich 

Art. 3 Übergeordnetes Recht 

Art. 4 Bestandteile des Quartierplans 

2. Bau- und Nutzungsvorschriften 

Art. 5 Nutzung 

Art. 6 Baubereiche für Hochbauten 

Art. 7 Baubereiche für unterirdische Bauten 

Art. 8 Pflicht-/Baulinien  

Art. 9 Kleinstbauten und Anlagen 

Art. 10 Dachform und -gestaltung 

Art. 11 Bauweise und Gestaltung  

Art. 12 Qualitätssicherung 

Art. 13 Behindertengerechtes Bauen 

Art. 14 Brandschutz 

3. Grün- und Freiraum 

 Art. 15 Grundsatz 

 Art. 16 Freiraum Typ A (z. B. gemeinschaftlicher/halböffentlicher Freiraum) 

 Art. 17 Freiraum Typ B (z. B. privater Freiraum) 

 Art. 18 Freiraum Typ C (z. B. Plätze, Begegnungsraum)  

 Art. 19 Spiel- und Gemeinschaftsflächen 

Art. 20 Ökologischer Ausgleich 

 Art. 21 Gestaltung und Bepflanzung 

 Art. 22 Dachbegrünung 

4. Erschliessung und Etappierung  

Art. 23 Zufahrt/Verkehrsflächen 

Art. 24 Notzufahrt 

Art. 25 Fuss- und Velowegverbindungen 

Art. 26 Hauszugänge  

Art. 27 Parkierung Motorfahrzeuge 
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Art. 28 Parkierung Velos 

Art. 29 Ladeinfrastruktur für Elektro-Mobilität 

Art. 30 Mobilitätskonzept 

Art. 31 Etappierung 

5. Energie und Umwelt 

Art. 32 Energie  

Art. 33 Sommerlicher Wärmeschutz 

Art. 34 Lärmschutz 

Art. 35 Versickerung und Retention 

Art. 36 Gewässerschutz 

Art. 37 Entsorgung 

6. Schlussbestimmungen 

Art. 38 Grundbucheintrag 

Art. 39 Inkrafttreten und Geltungsdauer 
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